
 

 

Hanseatisches Oberlandesgericht  
in Bremen 
 
- Pressestelle - 

 

Freie 
Hansestadt 
Bremen 

 

Pressemitteilung vom 20.05.2016 

 

OLG Bremen hebt Untersuchungshaftbefehle gegen zwei Angeklagte auf 

 

Durch Beschluss vom heutigen Nachmittag (Az. 1 HEs 2/16 und 3/16, in anonymisierter Fassung 

als PDF-Datei beigefügt) hat der 1. Strafsenat des Hanseatischen Oberlandesgerichts (OLG) in 

Bremen Haftbefehle gegen zwei Angeklagte aufgehoben und deren Entlassung aus der 

Untersuchungshaft angeordnet. Begründet hat das Gericht die Entscheidung damit, dass sich die 

Fortdauer der Untersuchungshaft infolge vermeidbarer, den Angeklagten nicht zuzurechnender 

Verfahrensverzögerungen als unverhältnismäßig darstelle und mit dem Beschleunigungsgebot in 

Haftsachen nicht mehr vereinbar sei. 

 

Den jeweils 28-jährigen Angeklagten (eine Frau und ein Mann) wird u.a. gemeinschaftlicher 

Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung, gemeinschaftliche Zuhälterei und 

Körperverletzung vorgeworfen. Das Amtsgericht Bremen hat gegen beide Angeklagten am 

28.10.2015 Haftbefehl erlassen. Sie wurden am 28.10.2015 bzw. am 02.11.2015 verhaftet und in 

Untersuchungshaft genommen. Haftgründe waren Flucht- und Verdunkelungsgefahr. Eine erste 

Anklage ging beim Landgericht Bremen am 11.01.2016 ein. Aufgrund notwendiger 

Nachermittlungen wurde die Akte an die Staatsanwaltschaft zurück gesandt. Die nach diesen 

Ermittlungen abgeänderte Anklage ging beim Landgericht Bremen am 14.03.2016 ein. Vor einer 

Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens und die Fortdauer der Untersuchungshaft 

hat das Landgericht Bremen die Akte dem Oberlandesgericht zur Haftprüfung vorgelegt und dabei 

mitgeteilt, dass beabsichtigt sei, ab dem 15.07.2016 zu verhandeln. Die Vorsitzende der 

Strafkammer teilte darüber hinaus mit, dass ein rechtzeitiger Beginn der Hauptverhandlung 

(innerhalb von sechs Monaten nach der Verhaftung, § 121 StPO – Text siehe unten) wegen des 

Umfangs und der Schwierigkeit der Sache und wegen anderer bereits begonnener bzw. 

anberaumter Hauptverhandlungen nicht möglich sei. 

 

In ihrer Stellungnahme vom 10.05.2016 hat die Generalstaatsanwaltschaft Bremen beantragt, die 

Haftbefehle aufzuheben und die sofortige Entlassung der Angeklagten aus der Untersuchungshaft 

anzuordnen. Zur Begründung ist im Wesentlichen ausgeführt worden, dass bei der zuständigen 

Strafkammer keine kurzfristige Überlassung vorliege, die eine Fortdauer der Untersuchungshaft 

rechtfertigen könne, sondern dass sich aus verschiedenen Umständen ergebe, dass insgesamt 

bereits über einen längeren Zeitraum eine erhebliche Belastung der Strafkammern bestehe. 
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Mit Beschluss vom heutigen Tage ist das OLG Bremen dem Antrag der Generalstaatsanwaltschaft 

gefolgt. Die Haftbefehle wurden aufgehoben und angeordnet, dass die Angeklagten aus der 

Untersuchungshaft entlassen werden. Zur Begründung hat das Gericht ausgeführt, dass hier eine 

Verletzung des Beschleunigungsgebotes vorliege. Eine Überlastung des Landgerichts sei nur 

dann ein wichtiger Grund für die Fortdauer der Untersuchungshaft, wenn diese Überlastung nur 

kurzfristig und weder vorhersehbar noch vermeidbar gewesen sei. Das sei hier jedoch nicht der 

Fall. Vielmehr ergebe sich aus den durch den 1. Strafsenat eingeholten Kennzahlen und sonstigen 

Informationen, dass die Belastungssituation der Strafkammern des Landgerichts Bremen bereits 

seit einiger Zeit deutlich geworden sei. Auch wenn sich die Eingänge in den Strafkammern des 

Landgerichts Bremen unter dem Bundesdurchschnitt bewegten, seien die Bestände im Jahr 2014 

um 38 % und im Jahr 2015 sogar um 63 % höher als im Bundesdurchschnitt. Auch die 

Verfahrensdauer liege deutlich über dem Bundesdurchschnitt. Eine drohende strukturelle 

Überlastung habe sich deshalb spätestens seit Mitte 2015 abgezeichnet, ohne dass ihr durch 

wirkungsvolle Maßnahmen planvoll entgegengewirkt worden wäre. Da auch bei den Zivilkammern 

des Landgerichts eine hohe Belastung vorliege, sei es nicht möglich gewesen, die Strafkammern 

durch Richter aus den Zivilkammern zu verstärken. Diese Umstände dürften jedoch nicht zulasten 

der in Haft befindlichen Angeklagten gehen. 

 

 

 

§ 121 StPO: Fortdauer der Untersuchungshaft über sechs Monate 

 

  (1) Solange kein Urteil ergangen ist, das auf Freiheitsstrafe oder eine 

freiheitsentziehende Maßregel der Besserung und Sicherung erkennt, 

darf der Vollzug der Untersuchungshaft wegen derselben Tat über sechs 

Monate hinaus nur aufrechterhalten werden, wenn die besondere 

Schwierigkeit oder der besondere Umfang der Ermittlungen oder ein 

anderer wichtiger Grund das Urteil noch nicht zulassen und die 

Fortdauer der Haft rechtfertigen.  

 

  (2) In den Fällen des Absatzes 1 ist der Haftbefehl nach Ablauf der 

sechs Monate aufzuheben, wenn nicht der Vollzug des Haftbefehls nach 

§ 116 ausgesetzt wird oder das Oberlandesgericht die Fortdauer der 

Untersuchungshaft anordnet.  

 

  (3) Werden die Akten dem Oberlandesgericht vor Ablauf der in Absatz 

2 bezeichneten Frist vorgelegt, so ruht der Fristenlauf bis zu dessen 

Entscheidung. Hat die Hauptverhandlung begonnen, bevor die Frist 
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abgelaufen ist, so ruht der Fristenlauf auch bis zur Verkündung des 

Urteils. Wird die Hauptverhandlung ausgesetzt und werden die Akten 

unverzüglich nach der Aussetzung dem Oberlandesgericht vorgelegt, so 

ruht der Fristenlauf ebenfalls bis zu dessen Entscheidung.  

 

  (4) In den Sachen, in denen eine Strafkammer nach § 74a des 

Gerichtsverfassungsgesetzes zuständig ist, entscheidet das nach § 120 

des Gerichtsverfassungsgesetzes zuständige Oberlandesgericht. In den 

Sachen, in denen ein Oberlandesgericht nach den §§ 120 oder 120b des 

Gerichtsverfassungsgesetzes zuständig ist, tritt an dessen Stelle der 

Bundesgerichtshof. 
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